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D ie Vierte Überprüfungskonferenz 
des Übereinkommens über das 
Verbot der Entwicklung, Herstel-

lung, Lagerung und des Einsatzes che-
mischer Waffen und über die Vernich-
tung solcher Waffen (kurz: Chemie- 
waffenübereinkommen – CWC) fand 
vom 21. bis zum 30. November 2018 
am Sitz der Organisation für das Verbot 
chemischer Waffen (Organization for 
the Prohibition of Chemical Weapons – 
OPCW) in Den Haag statt. Sie endete 
ohne Annahme eines Abschlussdoku­
ments. Der Konferenzvorsitzende, El 
Salvadors Botschafter Agustín Vásquez 
Gómez, legte in eigener Verantwortung 
einen Bericht vor, der die Ergebnisse der 
Konferenz widerspiegelte. Der Bericht 
enthält viele Elemente, die allgemeine 
Zustimmung fanden, aber auch einige 
Punkte, zu denen trotz intensiver Bemü­
hungen keine Kompromisslösungen ge­
funden werden konnten. 

Dies ist das erste Mal, dass es einer 
Überprüfungskonferenz des CWC nicht 
gelang, ein Abschlussdokument anzu­
nehmen. Zwar war die Einigung auf 
Abschlussberichte in früheren Überprü­
fungskonferenzen auch nicht einfach, 
aber der Wille zum Konsens überwog. 
Auch war es den Vertragsstaaten wich­
tig, Orientierungen zur künftigen Ver­
tragsumsetzung festzuschreiben.

Trotzdem wird der Bericht des Vor­
sitzenden vom Sekretariat und den Ver­
tragsstaaten als Orientierung für die 
künftige Arbeit in den meisten Sach­
gebieten verwendet werden können – 
von der Weiterentwicklung des Verifi­
kationssystems bis hin zu einer holis- 
tischen Kapazitätsentwicklung in der 
nationalen Vertragsumsetzung und im 
Schutz vor chemischen Waffen, zur Hil­
feleistung im Falle des Einsatzes solcher 
Waffen, zur Stärkung der chemischen 
Sicherheit und zur internationalen Zu­
sammenarbeit in der friedlichen Nut­
zung der Chemie.

Allerdings sendet das Fehlen eines 
Abschlussdokuments ein negatives po- 
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litisches Signal und unterstreicht, dass 
die OPCW in einer Krise steckt. 

Komplizierte Rahmen
bedingungen

Die Überprüfungskonferenz wurde er­
neut in einem intensiven Verhandlungs­
prozess durch eine allen Vertragsstaaten 
offenstehende Arbeitsgruppe vorberei­
tet. Diese konnte ihrerseits auf Zuarbeit 
anderer Organe zurückgreifen: einer  
Arbeitsgruppe zu künftigen OPCW- 
Prioritäten, einer weiteren zum Terroris­
mus mit einer Unterarbeitsgruppe zu 
nichtstaatlichen Akteuren, des wissen­
schaftlichen Beirats der OPCW und ei­
nes neu eingerichteten Beirats zu Bil­
dung und Öffentlichkeitsarbeit, und  
des Sekretariats. Die chemische Indus­
trie und nichtstaatliche Organisationen 
(NGOs) lieferten ebenfalls wichtige Bei­
träge für den Entwurf eines möglichen 
Abschlussdokuments.

Die Vierte Überprüfungskonferenz 
nahm ihre Arbeit einen Tag nach Sus­
pendierung der 23. OPCW-Jahresta­
gung auf. Man konnte sich nicht darauf 
einigen, wie die Teilnahme Palästinas 

im Bericht reflektiert werden sollte. Der 
Bericht der Jahrestagung wurde schließ­
lich während der zweiten Woche der 
Überprüfungskonferenz angenommen 
(OPCW Doc. C-23/5).

Die Jahrestagung hatte bereits tiefe 
Risse in der OPCW erkennen lassen,  
die auch die Überprüfungskonferenz be­
lasten würden: Trotz der Maßnahmen,  
die nach dem CWC-Beitritt Syriens im 
Jahr 2013 zur Beseitigung des syrischen 
C-Waffen-Programms ergriffen worden 
waren, gingen Chemiewaffeneinsätze in 
Syrien weiter. Westliche Staaten mel­
deten Zweifel an der Vollständigkeit der 
syrischen Chemiewaffenmeldung an. 
Hinzu kam die zunehmende Frustration 
über die mangelnde Kooperation Syriens 
mit der OPCW-Erkundungsmission zur 
Aufklärung von Chemiewaffeneinsät­
zen in Syrien (Fact-Finding Mission – 
FFM) und dem OPCW-Team zur Klä­
rung von Unstimmigkeiten in der syri- 
schen CWC-Meldung. Schließlich gab 
es grundsätzlich unterschiedliche Be­
wertungen der Ergebnisse des vom UN-
Sicherheitsrat eingesetzten Gemeinsa­
men Untersuchungsmechanismus der 
OPCW und der Vereinten Nationen 
(Joint Investigative Mechanism – JIM): 
Russland lehnte die Schlussfolgerungen 
der JIM hinsichtlich der Verantwort­
lichkeit der syrischen Regierung für ei­
nige der Chemiewaffeneinsätze ab und 
verhinderte Ende des Jahres 2017 im 
Sicherheitsrat eine Verlängerung des 
JIM-Mandats.

Delegierte während der Vierten Überprüfungskonferenz zum Chemiewaffenübereinkommen.  
Die Konferenz fand vom 21. bis zum 30. November 2018 in Den Haag statt.   Foto: OPCW/Flickr (CC BY 2.0)
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Dieser Streit wurde durch das Atten­
tat auf die Familie Skripal in Salisbury 
im März 2018 verschärft, bei dem ein 
Gift aus der Nowitschok-Gruppe ver­
wendet wurde. Dabei handelt es sich um 
Nervenkampfstoffe, die in der Sowjet­
union in den 1970er und 1980er Jahren 
als Antwort auf die Einführung der Bi­
närwaffen und des Nervenkampfstoffes 
VX durch die USA entwickelt worden 
waren. Russland bestreitet bis heute  
sowohl die Existenz eines Nowitschok-
Programms als auch jedwede Verant­
wortlichkeit für den Anschlag in Salis­
bury, bei dem auch ein britisches Paar 
vergiftet wurde und die Frau verstarb. 
Die britische Regierung hält an ihrer 
Schuldzuweisung fest. Die OPCW bestä­
tigte die Identität des verwendeten Gift­
stoffes. Es folgten Berichte über russi­
sche Cyberattacken auf die Computer- 
systeme des Schweizer Labors Spiez,  
eines der Labors im OPCW-Netzwerk, 
und der OPCW in Den Haag sowie 
Meldungen, die Angehörige des russi­
schen Militärgeheimdienstes belasteten.

All dies mündete in die von Großbri­
tannien und anderen Staaten beantragte 
und im Juni 2018 abgehaltene Vierte 
Sondertagung der Staatenkonferenz der 
OPCW, auf der Maßnahmen gegen die 
Gefahr der Anwendung chemischer 
Waffen beschlossen wurden, darunter 
die Einrichtung eines Mechanismus zur 
Verantwortungszuweisung für Einsätze 
chemischer Waffen in Syrien. Dieser 
Beschluss wurde per Abstimmung gegen 
die Stimmen unter anderem von Iran, 
Russland und Syrien angenommen. 
Nachfolgende Beschlüsse der Jahresta­
gung der OPCW zum Haushalt und zur 
Einrichtung von Sonderfonds für Cy­
bersicherheit, Geschäftskontinuität und 
Sicherheit der physischen Infrastruktur 
sowie zur Stärkung der IT-Infrastruktur 
wurden ebenfalls nicht im Konsens, 
sondern per Abstimmung gefasst.

Hauptthemen der  
Überprüfungskonferenz

Auf der einen Seite galt es, Erfolge in der 
Vertragsumsetzung zu würdigen: das 
CWC hat nahezu universelle Geltung  
erreicht. Fünf Staaten traten dem Ver­
trag seit der Dritten Überprüfungskon- 

ferenz bei: Angola, Myanmar, Palästina, 
Somalia und Syrien; nur vier Staaten ver­
bleiben noch außerhalb des CWC. Russ­
land beendete die Vernichtung seiner 
gemeldeten Chemiewaffenbestände; Li­
byen und Syrien vernichteten ebenfalls 
ihre gemeldeten Chemiewaffenvorräte; 
Irak entsorgte die in zwei Bunkern gela­
gerten Altbestände chemischer Waffen, 
und die USA sind auf dem Wege, ihr 
Vernichtungsprogramm wie geplant bis 
zum Jahr 2023 zu beenden. Die OPCW 
baute eine Schnelle Reaktions- und Un­
terstützungsmission (Rapid Response 
and Assistance Mission – RRAM) zur 
Unterstützung von Vertragsstaaten nach 
chemischen Ereignissen auf. Wissen­
schaft und Technik machen weitere 
Fortschritte, die auf der einen Seite neue 
Anforderungen an die Vertragsumset­
zung stellen, andererseits aber neue 
Möglichkeiten etwa im Verifikations­
bereich eröffnen. Das Programm der 
OPCW zur internationalen Hilfe und 
Zusammenarbeit machte weitere Fort­
schritte und auch das Verifikationssys­
tem wurde weiter gestärkt. 

Gleichzeitig wurden erneut chemi­
sche Waffen eingesetzt: in Irak, Syrien 
und bei Attentaten in Großbritannien 
und Malaysia. Zur Verantwortlichkeit 
für die Chemiewaffeneinsätze, zur Fra­
ge, ob alle Staaten tatsächlich ihre Che­
miewaffenprogramme vollständig ge­
meldet haben, und wie die OPCW auf 
diese Probleme reagieren soll, gab es 
grundlegende Meinungsunterschiede. 

Verantwortungszuweisung für 
Chemiewaffeneinsätze

Es wurde schnell klar, dass die Über­
prüfungskonferenz sich zwar zu den 
›Routinethemen‹ einigen konnte, es aber 
in der Bewertung der Sondertagung 
vom Juni grundsätzliche Streitpunkte 
gab, die sich nicht überbrücken lassen 
würden. Westliche und andere Staaten 
verwiesen auf die Verantwortlichkeit 
der syrischen Regierung für eine Viel­
zahl von Chemiewaffeneinsätzen mit 
Bezug auf die Berichte der FFM und der 
JIM, während Iran, Russland, Syrien 
und weitere Staaten den Standpunkt be­
zogen, dass diese Berichte auf Fabrika­
tionen beruhten und die Umsetzung der 

Beschlüsse der Sondertagung zu einer 
Politisierung der OPCW führen würde.

Diese grundsätzlichen Differenzen 
konnten weder im Gesamtausschuss 
noch in der Überprüfungskonferenz 
selbst gelöst werden. Die Bemühungen, 
einen Abschlusstext vorzulegen, der in 
kontroversen Punkten direkt auf das 
CWC zurückgriff, hatten ebenfalls kei­
nen Erfolg. 

Die Rolle der Zivilbevölkerung

Die Zivilbevölkerung unterstützte er­
neut aktiv die Vorbereitung und Durch­
führung der Überprüfungskonferenz. 
24 NGOs sprachen im Plenum. Eine 
große Zahl von Nebenveranstaltungen 
wurde zu einem breit gefächerten The­
menkreis organisiert. Die aus NGOs be­
stehende Koalition des Chemiewaffen­
übereinkommens (Chemical Weapons 
Convention Coalition – CWCC) hielt 
drei offene Foren ab und nutzte die 
Konferenz zur Planung künftiger Akti­
vitäten. 

Angesichts der politisch komplizier­
ten Lage in der OPCW wird der Zivil­
bevölkerung in den kommenden Jahren 
eine wichtige Rolle zukommen. Sie kann 
informell neutrale Plattformen und 
Ideen anbieten, um den Vertragsstaaten 
zu helfen, sich wieder auf gemeinsame 
strategische Ansätze zu einigen.

Wie weiter?

Trotz des fehlenden Abschlussdoku­
ments stehen der OPCW in den regulä­
ren Arbeitsgebieten Orientierungen zur 
Weiterentwicklung ihres Programmport­
folios zur Verfügung. Wie die OPCW 
allerdings in der Praxis mit der Frage 
der Verantwortlichkeitszuweisung um­
gehen wird, wird sich zeigen. Dies wird 
darüber entscheiden, wie sie aus der ge­
genwärtigen Zerreißprobe hervorgehen 
wird.

Ralf Trapp
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Ralf Trapp, C-Waffen-Übereinkommen: 
Dritte Überprüfungskonferenz 2013, 
VN, 4/2013, S. 175f., fort.)


